
 

  

S 3 U 96/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Gießen
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 3
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 U 96/14
Datum 22.05.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 108/17
Datum 24.09.2019

3. Instanz

Datum 30.03.2020

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Im Streit steht die Anerkennung des Ereignisses vom 07.12.1977 als Arbeitsunfall.

Die 1970 geborene KlÃ¤gerin hatte am 07.12.1977 gegen 6:55 Uhr in D-Stadt einen
Verkehrsunfall erlitten, als sie beim Ã�berqueren der D-StraÃ�e am
FuÃ�gÃ¤ngerÃ¼berweg wÃ¤hrend der GrÃ¼nphase der Ampel von einem Lkw
erfasst worden war. Sie hatte sich dabei eine Fraktur des linken Unterschenkels
zugezogen.

Die KlÃ¤gerin, welche damals im 2. Schuljahr stand, hatte sich zum Zeitpunkt des
Unfalles auf dem Weg zum Kinderhort des Evangelischen Vereins E. in der F-StraÃ�e
in D-Stadt befunden. Wegen der Folgen des Unfalles hatte die KlÃ¤gerin seinerzeit
von der gegnerischen Haftpflichtversicherung Schadensersatz in Form einer
Abfindung i.H.v. 2500 DM erhalten.
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In der Akte findet sich die verfilmte Unfallanzeige vom 21.12.1977, ausgestellt vom
Evangelischen Verein fÃ¼r gemeinnÃ¼tzige Diakonie, E. â��
Kindertageseinrichtung -, D-Stadt, sowie die unleserliche Ã¤rztliche Unfallmeldung
des OrthopÃ¤den Dr. G â�¦

Nachdem sich im Oktober 2012 fÃ¼r die KlÃ¤gerin ein BevollmÃ¤chtigter gemeldet
hatte, versuchte die Beklagte vergeblich, weitere unfallnahe Unterlagen
beizuziehen. Zur Akte gelangten aktuellere Befundberichte, worin fortbestehende
Beschwerden am linken FuÃ�gelenk dokumentiert sind, die die KlÃ¤gerin auf den
Unfall vom Dezember 1977 zurÃ¼ckfÃ¼hrte, es erfolgten mehrere operative
Eingriffe.

Die Beklagte veranlasste auÃ�erdem ein chirurgisches Gutachten vom 12.09.2013.
Der SachverstÃ¤ndige bejahte den Zusammenhang zwischen den aktuell am linken
KnÃ¶chel bestehenden Beschwerden und dem Unfallereignis und schÃ¤tzte die MdE
unter anderem ab November 2003 mit 30 bzw. 20 v. H. ein, ab 01.03.2012 mit 10 v.
H.

Durch Bescheid vom 24.02.2014 lehnte die Beklagte die Anerkennung und
EntschÃ¤digung des Ereignisses vom 07.12.1977 als Arbeitsunfall ab, da sich der
Verkehrsunfall nicht auf einem versicherten Weg ereignet habe.

Nach der zum Unfallzeitpunkt geltenden Reichsversicherungsordnung (RVO) habe
gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 a) RVO fÃ¼r Kinder wÃ¤hrend des Besuchs von
KindergÃ¤rten und gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 b) RVO fÃ¼r Kinder wÃ¤hrend
des Besuchs von allgemeinbildenden Schulen Versicherungsschutz in der
gesetzlichen Unfallversicherung bestanden. WÃ¤hrend des Besuchs von
Tageseinrichtungen (Kinderhorten) habe fÃ¼r Kinder zum Unfallzeitpunkt jedoch
kein Versicherungsschutz bestanden, so dass der Unfall nicht als Arbeitsunfall
anerkannt werden kÃ¶nne.

Unfallversicherungsschutz sei erst durch Â§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a) SGB VII ab dem
01.01.1997 auch fÃ¼r Kinder wÃ¤hrend des Besuchs von Tageseinrichtungen
gesetzlich vorgesehen worden.

Der hiergegen fristgerecht eingelegte, jedoch nicht begrÃ¼ndete Widerspruch
wurde durch Widerspruchsbescheid vom 06.06.2014 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, dass wÃ¤hrend des
Besuchs von Tageseinrichtungen (Horten) fÃ¼r Kinder zum Unfallzeitpunkt kein
Versicherungsschutz bestanden habe. Erst durch die EinfÃ¼hrung des SGB VII ab
dem 01.01.1997 seien Kinder Ã¼ber die Vorschrift des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a) SGB VII
auch wÃ¤hrend des Besuchs von Tageseinrichtungen (Horten) unfallversichert. Vor
diesem Zeitpunkt seien diese Kinder jedoch nicht versichert gewesen.

Die KlÃ¤gerin hat hiergegen vor dem Sozialgericht GieÃ�en am 09.07.2014 Klage
erhoben.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, es erscheine diskriminierend und als VerstoÃ� gegen den
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Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GG, wenn seinerzeit trotz Bestehens von
Kinder Horten diese in der Reichsversicherungsordnung ausgeklammert worden
seien, wenngleich KindergÃ¤rten, Schulen etwaige KindertagesstÃ¤tten
mitberÃ¼cksichtigt waren, so dass auch vorliegend der Kinderhort, der bei dem
streitigen Unfall Ziel der KlÃ¤gerin gewesen sei, nicht in den Versicherungsschutz
mit einbezogen werde.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Bescheid der Beklagten vom 24.02.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.06.2014 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin unter Anerkennung des Ereignisses vom 07.12.1977 als
Arbeitsunfall fÃ¼r dessen gesundheitliche Folgen Leistungen der gesetzlichen
Unfallversicherung, insbesondere Verletztenrente entsprechend dem Gutachten des
Professor Dr. H., in gesetzlichem Umfang zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt die getroffenen Feststellungen fÃ¼r zutreffend.

Mit Schreiben vom 13.05.2015 hat das Gericht die Beteiligten zu einer Entscheidung
durch Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 105 SGG angehÃ¶rt.

Zum Sach- und Streitstand im Einzelnen wird auf die Gerichtsakte sowie die
Verwaltungsakte der KlÃ¤gerin bei der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
Ã¼ber den Rechtsstreit ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid
entscheiden, denn die Sache weist keine Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder
rechtlicher Art auf. Die Beteiligten sind vorher zur Entscheidung durch
Gerichtsbescheid angehÃ¶rt worden und haben nichts vorgetragen, was einer
Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG entgegenstehen wÃ¼rde.

Die insbesondere form-und fristgerecht vor dem zustÃ¤ndigen Gericht erhobene
Klage ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Der angegriffene Bescheid der Beklagten ist nicht aufzuheben, denn er ist nicht
rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Diese hat keinen
Anspruch auf Anerkennung des Ereignisses vom 07.12.1977 als Arbeitsunfall, denn
sie erfÃ¼llt nicht die hierfÃ¼r erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin begehrte Feststellung sind die bis zum
31.12.1996 geltenden Vorschriften der RVO, weil das als Arbeitsunfall geltend
gemachte Ereignis am 07.12.1977 und damit vor dem Inkrafttreten des SGB VII am
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1.1.1997 stattfand (vgl. Â§Â§ 212, 214 SGB VII).

Nach Â§ 548 Abs. 1 Satz 1 RVO ist ein Arbeitsunfall ein Unfall, den ein Versicherter
bei einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO genannten TÃ¤tigkeiten
erleidet. Als Arbeitsunfall gilt nach Â§ 550 Abs. 1 RVO auch ein Unfall auf einem mit
einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO genannten TÃ¤tigkeiten
zusammenhÃ¤ngenden Weg nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit.

Die KlÃ¤gerin erlitt am 07.12.1977 auf dem Weg zu dem Kinderhort des
Evangelischen Vereins E. in der F-StraÃ�e in D-Stadt keinen als Arbeitsunfall
geltenden Unfall auf einem mit einer versicherten TÃ¤tigkeit
zusammenhÃ¤ngenden Weg bzw. von dem Ort einer solchen TÃ¤tigkeit.

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen hier allein in Betracht kommenden
Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 539 Abs. 1
Nr. 14 a) bzw. b) RVO erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin nicht. Zum Zeitpunkt des Ereignisses
am 07.12.1977 befand sie sich nicht auf einem Weg als Kind wÃ¤hrend des Besuchs
eines Kindergartens oder als SchÃ¼lerin wÃ¤hrend des Besuchs der
allgemeinbildenden Schule, sondern auf dem Weg in die BetreuungsstÃ¤tte im
Kinderhort des Evangelischen Vereins E. in der F-StraÃ�e in D-Stadt.

Soweit die KlÃ¤gerin meint, eine andere Auslegung des Begriffs der KindergÃ¤rten
in Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14a RVO sei notwendig, um eine ungerechtfertigte
Benachteiligung der KlÃ¤gerin im Vergleich zu dem Besuch einer
Kinderbetreuungseinrichtung wie dem Kinderhort des Evangelischen Vereins mit
dem versicherten Besuch eines Kindergartens/einer Schule zu vermeiden, ist nicht
ersichtlich, dass die geltend gemachte Benachteiligung gegen den
Gleichheitsgrundsatz des Art 3 Abs 1 GG verstoÃ�en und deshalb eine andere,
verfassungskonforme Auslegung geboten sein kÃ¶nnte.

Art 3 Abs 1 GG ist verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu
anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen
keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die
ungleiche Behandlung rechtfertigen kÃ¶nnen (vgl. z. B. BVerfG vom 21.11.2001 â��
1 BvL 19/93 u. a. â�� BVerfGE 104, 126, 144 f = SozR 3-8570 Â§ 11 Nr. 5 S 48 f).
Dies ist hier zu verneinen.

Vorliegend unterscheiden sich KindergÃ¤rten und Kinderhorte nÃ¤mlich wesentlich
hinsichtlich ihres Handlungsauftrages.

KindergÃ¤rten waren/sind Einrichtungen zur FÃ¶rderung der Entwicklung drei â��
bis sechsjÃ¤hriger Kinder vor dem Besuch einer allgemeinbildenden Schule und
gewÃ¤hrleisten eine fachspezifische vorschulische Erziehung und spezielle
FÃ¶rderung und Ausbildung. KindergÃ¤rten haben die soziale und pÃ¤dagogische
Aufgabe, durch allgemeine und gezielte erzieherische Hilfen und Bildungsangebote
die Lern- und EntwicklungsfÃ¤higkeit eines Kindes zu fÃ¶rdern und umweltbedingte
Lerndefizite auszugleichen (vgl. Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, 3.
Auflage, Â§ 539 S. 148/1).
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Kinderhorte sind demgegenÃ¼ber Einrichtungen, in denen sich Schulkinder
wÃ¤hrend der schulfreien Zeit aufhalten kÃ¶nnen.

Diese fielen seinerzeit nicht unter den Begriff des Kindergartens. Schulkinder, die
auÃ�erhalb der Schulzeit in Kinderhorten verweilen, waren damit wÃ¤hrend des
dortigen Aufenthaltes weder als "Kinder in KindergÃ¤rten" noch als SchÃ¼ler gem. 
Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 RVO versichert (ebenso BMA vom 24.06.1971 â�� IV a 5 â��
4417.2 â�� 442/71; BSG Urteil vom 14.12.1978, 2 RU 75/78).

Vorliegend ist somit eine Ungleichbehandlung der KlÃ¤gerin im Vergleich zu einem
Kind, das auf einem Weg zu einem Kindergarten verunfallt, nicht ersichtlich, denn
es bestanden nach Auffassung des Gerichts hinreichend gewichtige systematische
GrÃ¼nde, einen Kinderhort anders zu beurteilen wie einen Kindergarten.

Die gesetzliche Unfallversicherung gewÃ¤hrte in Ausweitung der Versicherung der
in Â§ 539 Abs. 1 Nr. 1 RVO genannten BeschÃ¤ftigten durch die
VersicherungstatbestÃ¤nde der Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 a), Nr. 14 b) RVO bewusst
Versicherungsschutz nur fÃ¼r die dort ausdrÃ¼cklich genannten Einrichtungen,
nicht jedoch in jeder sonstigen, irgendwie gearteten Betreuung, da seinerzeit nur
der Versicherungsschutz im Rahmen staatlicher bzw. schulÃ¤hnlicher
BildungsmaÃ�nahmen gewollt war.

Ein Kind sollte nur dann versichert sein, wenn der institutionelle Rahmen, die
rÃ¤umlichen und materiellen Gegebenheiten und die fachspezifische Betreuung
eine Kindergartens gegeben waren, vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
19.01.1989, L 7 U 1249/87.

Dies ergibt sich bereits aus der Stellungnahme des Bundesrates zu dem
seinerzeitigen Gesetzentwurf, mit dem der Kreis der Versicherten auf Kinder
wÃ¤hrend des Besuchs von KindergÃ¤rten erweitert wurde (BT-Drucks. VI/1333 S. 7
), in der es heiÃ�t: "Im Bericht der Bundesregierung (BT-Drucks. 364/70) wird die
Bedeutung der vorschulischen Erziehung fÃ¼r die FÃ¶rderung der individuellen
Begabung ausdrÃ¼cklich hervorgehoben und die Reform und der Ausbau der
Vorschulerziehung als erste Stufe des Bildungswesens als vordringliche
bildungspolitische Aufgabe bezeichnet. Die Kindergartenstufe soll danach als
Elementarbereich in das Bildungssystem einbezogen werden."

Der Hinweis des Bundesrates auf die Bedeutung der vorschulischen Erziehung und
die seinerzeitigen Bestrebungen, die Kindergartenstufe als Elementarbereich des
Bildungswesens auszugestalten, machen deutlich, dass es sich dabei um
Einrichtungen handeln musste, deren Aufgabe es war, die Kinder durch eine
altersgemÃ¤Ã�e erzieherische Einwirkung zu fÃ¶rdern und sie nicht lediglich zu
"bewahren". Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 a RVO erfasste hiernach grundsÃ¤tzlich nur die
â�� der versicherten Schulausbildung gleichgestellte â�� vorschulische Erziehung in
KindergÃ¤rten, nicht den Aufenthalt in Kinderhorten.

Die seinerzeitige gesetzliche Regelung des Â§ 539 Abs. 1 Nr. 14 RVO umfasste
somit den Versicherungsschutz im Bildungs- und Ausbildungsbereich in allen
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Varianten, zu dem â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� auch die KindergÃ¤rten als
Elementarstufe des Bildungssystems gehÃ¶rten. DemgemÃ¤Ã� wurde
Versicherungsschutz nicht fÃ¼r alle "irgendwie betreuten" Kinder gewÃ¤hrt,
sondern nur fÃ¼r diejenigen, die im Kindergarten zwecks vorschulischer Erziehung
untergebracht waren. Eine Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf alle
vorschulischen oder schulbegleitenden Tageseinrichtungen, Kinderkrippen oder
Kinderhorte oder HausaufgabenÃ¼berwachungseinrichtungen mit reiner
Betreuungsfunktion wÃ¤re nach diesen Vorgaben de lege lata mit
gesetzeskonformer Auslegung auch nicht unter Berufung auf den
Gleichheitsgrundsatz oder das Sozialstaatsprinzip zu rechtfertigen.

Es ist auch nicht ersichtlich, wieso der Gesetzgeber seinerzeit verfassungsrechtlich
hÃ¤tte gehalten sein kÃ¶nnen, jede Person, die sich auf einem Weg befindet, in den
letztlich hier aus Steuermitteln zu tragenden Versicherungsschutz der gesetzlichen
Unfallversicherung einzubeziehen. Soweit in der Betreuungssituation von Kindern
gesellschaftliche Ã�nderungen eintreten, muss es dem Gesetzgeber Ã¼berlassen
bleiben, hieraus etwaige erforderliche sozialpolitische Konsequenzen zu ziehen (s.
Kunze/Molentin, Die SV 1994 S. 284; Marschner, Die SV 1994 S. 117).

Die Klage war danach abzuweisen, da die KlÃ¤gerin auf einem unversicherten Weg
verunfallt ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Rechtsmittelbelehrung folgt
aus Â§ 143 SGG.

Erstellt am: 04.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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